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„Medizin trifft Politik: 
Kinderwunschbehandlung in Deutschland – eine ‚'besondere' Situation“

Bereits Ende März fand in Düsseldorf eine School-Veranstaltung der Deutschen Gesellschaft für Reproduktionsmedizin (DGRM) mit dem Thema „Kinderwunsch Ü 35 - das Ende der Party?“ statt. Der Bundestagsabgeordnete Detlef Parr (FDP) hielt dort einen Vortrag mit dem Titel: „Könnte es in absehbarer Zeit eine Legalisierung von Eizellspende und/oder PGD in Deutschland geben?“. In seiner Funktion als stellvertretendes Mitglied im Ausschuss für Gesundheit des Bundestages wies er auf die Möglichkeit der Organisation eines parlamen​tarischen Abends in Berlin hin, um das Interesse seiner politischen Kolleginnen und Kollegen an der Diskussion um Eizellspende, Präimplantationsdiagnostik und ein potentielles Fortpflanzungsmedizingesetz zu wecken und um Vorbehalte gegenüber der Reproduktions​medizin abzubauen. 

Am 17. Juni wurde diese Idee dank der Zusammenarbeit von DGRM, AGRBM und Politik realisiert. Detlef Parr eröffnete den 1. Parlamentarischen Abend in Berlin, der den direkten Meinungsaustausch über die Situation der Reproduktionsmedizin in Deutschland fördern sollte. Zwar folgten ca. 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus den Bereichen der Reproduktionsmedizin und Reproduktionsbiologie, sowie betroffene Patientinnen und Vertreterinnen der Presse der bundesweit verteilten Einladung, allerdings nahm leider von Seiten der Politik lediglich einer von 10 angemeldeten Bundestagsabgeordneten und Staatssekretären - Herr Detlef Parr nämlich - an der Veranstaltung teil. 
Die Vorträge von Prof. Krüssel (DGRM) und der Reproduktionsbiologin Katrin Pribbernow (AGRBM) verdeutlichten die Probleme der Praxis bezüglich einerseits guter medizinischer Betreuung der Patientinnen bei gleichzeitig gesetzlich stark restringierten Möglichkeiten im IVF-Labor. Das mittlerweile 18 Jahre alte Embryonenschutzgesetz verbietet in Deutschland beispielsweise die Eizellspende oder (zumindest nach der verbreiteten Auslegung) den elektiven Single-Embryonentransfer (eSET) - Behandlungen, die bekannterweise im europäischen Ausland zum Standard gehören und deren Erfolge in internationalen Studien belegt werden können. 
Besonders beeindruckend waren die Ausführungen der Kinderwunschpatientin Natalie Nitz (Düsseldorf), die sehr offen über ihr Schicksal berichtete. Neben dem Wunsch nach einem eigenem Kind lag ihr noch ein zweiter Wunsch am Herzen: "Ich wünsche mir sehr, dass diejenigen, die die Gesetze beeinflussen können, die Politiker, sich mehr für die Problematik interessieren und sich intensiver mit dem Thema auseinandersetzen." Detlef Parr weiß um die Brisanz des Themas, ist aber trotzdem "zutiefst überzeugt, dass sich in der Frage der Reform des Embryonenschutzgesetzes etwas bewegen lässt. Das neu gewählte Europaparlament und der ab Herbst neu gewählte Bundestag - ca. 40 % der aktuellen Mitglieder werden durch neue Kollegen ersetzt - bieten beide sicherlich eine gute Plattform für weitere, nach vorne orientierte Gespräche und positive Entwicklungen."
Wenn auch die Präsenz der Bundestagsabgeordneten weit unter den Erwartungen zurückblieb, zeigt doch diese gemeinsame Aktion der Deutschen Gesellschaft für Reproduktionsmedizin und der Arbeitsgemeinschaft Reproduktionsbiologie des Menschen, dass auf medizinisch-wissenschaftlicher Ebene ein breiter Konsens darüber besteht, dass das veraltete Embryonenschutzgesetz an vielen Punkten einer Änderung, zumindest aber einer Klärung bedarf. Hierzu sind Veranstaltungen wie dieser Parlamentarische Abend, der nach Konstituierung des neuen Bundestages erneut durchgeführt werden soll, ein kleiner aber wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Wir werden uns bemühen, den wichtigen Dialog zwischen Wissenschaft, Medizin und Politik weiter voranzutreiben, um den berechtigten Bedürfnissen unserer Patientinnen und Patienten gerecht werden zu können!
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